
BAV-Festakt
Verleihung des Max-Friedlaender-Preises 2006

an
Herrn Bundespräsidenten a.D.
Professor Dr. Roman Herzog

Sehr geehrter Bundespräsident,

der Bayerische Anwaltverband verleiht den Max-Fried laen-
der-Preis jährlich an verdiente Persönlichkeiten, die einen
Be zug zur Juristerei und zu Bayern ha ben.

Alle Kriterien erfüllen Sie in herausragendem Maße.
Sie sind in Landshut geboren, haben an der Ludwig-Ma xi mi-
lian-Uni ver si tät Mün chen Jura studiert, dort bei Professor
Maunz pro mo viert und habilitiert.
Sie waren Mitherausgeber des Grundgesetzkommentars
Maunz-Dü rig-Her zog und Privatdozent an der Universität
Mün chen.

Diesen starken bayerischen Wurzeln konnte Ihre Berufung
an die Freie Uni ver si tät Berlin als Professor für Staatsrecht
und Po li tik und Dekan und Pro de kan der juristischen Fa kul-
tät nichts an ha ben.

Eine Herausforderung war es allemal, die auch prägende
Ein drücke hin ter las sen haben dürfte, ausgerechnet in den
68ern an der FU Berlin zu lehren.

Sie waren anschließend Professor und später Rektor der
Ver wal tungs hoch schu le Speyer, Staatssekretär in Rhein-
land-Pfalz,
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Kultusminister und später Innenminister des Landes Baden-Würt-
tem berg, bis Sie 1983
Vorsitzender des 1. Senats und Vizepräsident des Bun des ver fas-
sungs ge richts und 1987 dessen Präsident wurden.
Als Verfassungsgerichtspräsident waren Sie verantwortlich für eine
An zahl grund le gen der staatspolitischer Urteile unter anderem um
die pol ni sche West gren ze,
um eine Totalrevision des Grundgesetzes im Zusammenhang mit der
deut schen Einheit sowie um die Änderung des Asyl- und Ein wan de-
rungs rechts.
Schon damals nannten Sie eine Einbürgerung nicht Mittel der In te-
gra ti on, son dern Konsequenz einer gelungenen Integration,
ein vorausschauender Aspekt einer gesellschaftspolitischen Aus ein-
an der set zung, die bis heute nicht beendet ist.

1993 forderten Sie eine Generalüberholung des Grundgesetzes mit
mehr Kom pe ten zen für die Länder, den Umbau der Fi nanz ver fas-
sung und die Auf nah me von Volksabstimmungen in das Grund ge-
setz. Auf Letz te res war ten wir heute noch, hinsichtlich Ihrer ersten
bei den For de run gen hätte man zehn Jahre eher auf Sie hören sol len,
es hätte dem An se hen und der Ef fek ti vi tät der Politik genützt.

Die zunehmenden Normenkontrollverfahren nahmen Sie zum An lass
Ih rer Kritik, wo nach die Politik immer mehr in Karlsruhe statt in
Bonn ge macht werde.
Sie setzten sich auch für eine neue Rentenregelung ein, die die Al-
ters ver sor gung der Trüm mer frau en und Mütter verbesserte.

Es war eine große Zeit des Bundesverfassungsgerichts, als Sie dort
tä tig wa ren.
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1994 wurden Sie zum siebten Bundespräsidenten der Bun des re pu-
blik Deutsch land ge wählt. Im August reisten Sie zum 50. Jahrestag
des War schau er Aufstandes nach Po len und hielten dort Ihre Rede
mit der Bitte um Vergebung am Mahnmal des War schau er Auf stan-
des.
1995 sprachen Sie sich vor dem Europäischen Parlament für die eu-
ro päi sche Wäh rungs uni on aus und bezogen Stellung gegen deut-
sche An sprü che auf ehemalige deut sche Ostgebiete. Sie forderten
die Ver trie ben en auf, das vereinigte Deutschland als Heimat zu be-
trach ten und ha ben maßgeblich für eine Aus söh nung zwischen
Deutsch land und Tschechien gewirkt. Mit Ihrer Hal tung wurden Sie
Mo tor und Garant einer Integration zwischen West und Ost und eine
der be lieb te sten po li ti schen Persönlichkeiten.

Wer den Namen Herzog hört und sonst nichts von Ihnen wüsste,
weiß auf jeden Fall ei nes, die berühmte Ruck-Rede von 1997, Ihren
Vor trag
"Aufbruch ins 21. Jahrhundert" im Hotel Adlon in Berlin.
Sie haben mit dieser Rede Geschichte geschrieben und Visionen be-
schrie ben und wer heute in Google den Suchbegriff "Ruck-Rede"
ein gibt, er hält 35 Ergebnisseiten an Tref fern.
Ich möchte mich Ihrem Vortrag noch näher widmen, wende mich zu-
nächst aber Ih rer Rede auf dem Berliner Bildungsforum 1997 zu.
Sie haben dort ausgeführt, dass die Debatte über die Reform un se-
res Bil dungs we sens in vollem Gang sei. Das ist sie heute noch. Wis-
sen ist heu te die wichtigste Res sour ce in unserem roh stof far men
Land, haben Sie erklärt und dass es ein Irr glau be sei, an zu neh men,
ein Bil dungs sy stem komme ohne Vermittlung von Werten aus. Des-
halb gehöre zum Bei spiel der Religionsunterricht in die Schu le und
dürfe nicht in die Pfarr sä le verdrängt werden und ich er lau be mir, zu
ergänzen auch nicht in die Mo scheen.
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Sie haben darauf hingewiesen, dass die Schule nicht der Re pa ra tur-
be trieb für alle De fi zi te der Gesellschaft sein könne, und dass das
be ste Bil dungs an ge bot nicht vom Staat kommen müsse. Sie haben
ei ne offene Welt mit großer Komplexität und neuer Frei heit ge zeich-
net, die aber auch größere Verantwortung für den einzelnen mit sich
brin ge und Tu gen den wie Verlässlichkeit, Pünktlichkeit und Dis zi-
plin, vor allem aber dem Respekt vor dem Nächsten und die Fä hig-
keit zur menschlichen Zu wen dung eingefordert.
"Freiheit ohne Ziele ist Orientierungslosigkeit und Individualismus
oh ne So li da ri tät kann kein Gemeinwesen begründen", haben Sie ge-
sagt, aber auch angemerkt, dass wir uns es nicht mehr leisten kön-
nen, jährlich tau sen de von hoch intelligenten Men schen am Ar beits-
markt vorbei aus zu bil den und dabei die Frage gestellt, die ich mir
jetzt natürlich heraus picke, ob es tatsächlich sein muss, dass je der
aus ge bil de te Ju rist heute noch die Fähigkeit zum Richteramt nach-
wei sen muss. Einen modularen Stu die nauf bau haben Sie ge for dert,
und dass dem Studenten nicht am Ende eines Stu di ums das ge sam-
te Wissen in ei ner gigantischen Prüfungsorgie auf ein mal ab ver langt
werden soll.
Nur der öffentliche Dienst leistet sich noch die Fiktion der Gleich-
wer tig keit aller Stu die nab schlüs se eines Faches, aber der öf fent li che
Dienst ist nicht mehr der Maßstab, zu mal die Zeiten hoher Ein stel-
lungs ra ten vor bei sind.
Auch das waren Ihre Worte und sie schließen inhaltlich mit der Auf-
for de rung, endlich auf zu hö ren, Angst vor der Freiheit zu haben, die
wir uns sel ber geben können.

Es ist beschämend, dass Ihre Worte nach fast 10 Jahren noch die
glei che Brisanz und Geltung haben, wie 1997.
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Das gilt leider auch für Ihre "Ruck-Rede".
Ich habe sie mehrfach gelesen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren,
gestatten Sie mir, Ihnen einige Gedanken aus dieser Rede in Er in ne-
rung zu rufen.
In Deutschland gab es damals 4,3 Millionen Arbeitslose, es wurde
noch da von ge spro chen, dass die Rente sicher sei, doch in der Re de
des Bun des prä si den ten ist von einer Erosion der So zi al ver si che rung
die Re de.
Deutschland stand noch vor dem größten Boom auf dem Ak tien-
markt, und doch ha ben Sie, sehr geehrter Herr Bundespräsident, ei-
ne un glaub li che mentale Depression in der Gesellschaft konstatiert,
zu rück zu füh ren auf einen erstickenden Wust von wohl mei nen den
Vor schrif ten, auf eine Ver un si che rung der Menschen und des Pes si-
mis mus als allgemeines Le bens ge fühl.

Sie haben auf die Probleme im Bereich von Steuern, Renten, Ge-
sund heit und Bil dung hingewiesen und die Verhinderung der gro ßen
Re for men durch In ter es sen grup pen und Bedenkenträger.
Ihr Kassandraruf war:
"Wer die großen Reformen verschiebt oder verhindern will, muss
aber wis sen, dass un ser Volk insgesamt dafür einen hohen Preis
zah len wird."
Sie fuhren fort:
"Ich warne alle, die es angeht, eine dieser Reformen aus wahl tak ti-
schen Grün den zu ver zö gern oder gar scheitern zu lassen. Den Preis
dafür zah len vor allem die Ar beits lo sen."
Fürwahr.
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Auch auf die Überforderung des Staates sind Sie eingegangen und
ha ben gemeint,
die Bürger überfordern den Staat, der Staat seinerseits überfordere
die Bür ger, weil die Er war tun gen an den Staat umso höher werden,
je höher die Steuerlast wird.

Ihre gestellte Frage, ob unsere Eliten über die dogmatischen Schüt-
zen grä ben hinweg über haupt noch Entscheidungen treffen können,
dür fen wir heute, nach fast 10 Jah ren, getrost mit Nein beantworten.

Und dann haben Sie Forderungen aufgestellt, die mich an die Rede
von Mar tin Lu ther King erinnerten,
- Eine Gesellschaft, in der Freiheit der zentrale Wert ist und in
  wel cher Ar beit nicht nur dem Lebensunterhalt dient, sondern
  auch Freude macht und Stolz ver mit telt.
  Sie haben Recht, aber dazu muss man erstmal Arbeit haben.
- Eine Gesellschaft der Solidarität haben Sie sich gewünscht,
  eine In for ma tions- und Wis sens ge sell schaft, eingebunden in
  Europa, die sich ihrer in ter na tio na len Ver ant wor tung bewusst ist.

- Sie haben aufgerufen zur inneren Erneuerung mit einer Lohn -
  po li tik, die Arbeitsplätze schafft,
- zur Kürzung von Subventionen und zur Bestrafung der
  Ver schwen dung öf fent li cher Haus halts mit tel.
- Sie haben die Krankenversicherung angesprochen und erklärt,
  zur Steu er re form falle Ih nen nach der Entwicklung der letzten Tage
  überhaupt nichts mehr ein.
Der Bundesregierung ist es offenbar mit der Reform der Kran ken ver-
si che rung so ge gan gen.
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Durch Deutschland muss ein Ruck gehen, haben Sie gefordert, alle
müs sen Opfer brin gen, alle müssen mitmachen
- die Arbeitgeber, indem sie Kosten nicht durch Ent las sun gen
  sen ken,
- die Arbeitnehmer, indem sie Arbeitszeit und -löhne mit der Lage
  ih rer Be trie be in Ein klang bringen
- die Gewerkschaften mit Tarifabschlüssen und
- Bundestag und Bundesrat, indem sie die großen Reformprojekte
  jetzt rasch vor anbrin gen.
1997 war das,
doch wir kamen von einer Politik des Aussitzens über die Politik der
ru hi gen Hand zur Politik der kleinen Schritte.
Auch wir selbst haben Schuld, denn wir sind Ihrem Aufruf an die Ju-
gend, "wenn Ihr schon dem System nicht mehr traut, dann traut
Euch doch we nig stens selbst etwas zu", nicht gefolgt.

Selbst Ihr Nachfolger, Bundespräsident Köhler, hat anscheinend re-
si gniert, als er in sei ner Antrittsrede am 23.05.2004 auf Sie Bezug
nahm und die Frage stellte,
"Warum bekommen wir den Ruck noch immer nicht hin?
Weil wir alle noch immer darauf warten, dass er passiert!"

Es ist richtig.
Wir haben uns daran gewöhnt, an einen Full-Service-Staat.
Uns wurde Jahr für Jahr ein Stück Verantwortung abgenommen und
wir ha ben sie ger ne abgegeben.
Dass wir parallel dazu Stück für Stück unsere Freiheit aufgegeben
ha ben, ist nur We ni gen bewußt geworden.
Die aber, die es sich bequem gemacht haben in der abgenommenen
Ver ant wor tung, in der Verantwortungslosigkeit, wollen alimentiert
wer den. Der Staat ist zur Ver tei lungs ma schi ne geworden und als



- 8 -

Ma xi me des Verteilungsmaßstabes wurde der Gleich be hand lungs-
grund satz ein ge führt.
Nicht jedem das Seine wurde zur Devise, sondern jedem das Glei-
che. Gleich heit kann ich aber nur durch Zwang herstellen. Ich muss
dem Bes ser ge stell ten etwas weg neh men, um die Schlech ter ge stell-
ten ver sor gen zu können, ich muss umverteilen von Oben nach Un-
ten, von West nach Ost, von Nord nach Süd, Verantwortung ab ge ben
an die EU und von dort kom men neue Re geln und Vorschriften, weil
wir hier bei uns noch nicht genügend ha ben.
Ein Land verschuldet sich Jahr für Jahr mehr und ruft nach dem
Bund, um schließlich zum Bundesverfassungsgericht zu ziehen;
kein Wunder, wenn die Bürger genauso han deln. Jeder 10. Er wach-
se ne in der Bun des re pu blik ist überschuldet, war die Mel dung der
letz ten Woche und ein Gut teil davon sind Wohlstandsschulden. Man
will sich ja schließlich das Glei che leisten, wie der Nachbar oder
Kollege, das steht ei nem schließ lich ja zu, nur das ist gerecht und
die Crux ist, dass man Gleichheit mit Ge rech tig keit ver wech selt. Und
die Politik macht mit. Der Begriff der so zia len Ge rech tig keit wurde
erfunden und unter diesem Deckmantel die Gleich ma che rei vor an ge-
trie ben.
"Sozial ist was Arbeit schafft" war ein Wahlslogan bei der letzten
Bun des tags wahl.
Das kann man doch unterschreiben.
Man kann es aber auch pervertieren und sich erinnert fühlen an die
Auf schrift über den Konzentrationslagern, "Arbeit macht frei"

Soweit sind manche in ihrem Versorgungsdenken gekommen.
Dass mit einer solchen Einstellung jeglicher Gedanke an Freiheit, an
Selbst ver ant wor tung und an Aufbruch erstickt wird, liegt auf der
Hand.
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Aber auch am staatlichen Dirigismus kann die Freiheit ersticken. Na-
tür lich soll der Staat sparen. Aber man muss mit den Menschen re-
den, in den Behörden und Äm tern, wo gespart werden soll, denn die
wissen es am besten und nicht die Politiker.
Und natürlich kann man Strukturen ändern. Und auch da ist es am
be sten, wenn man mit den Menschen redet, die davon betroffen sind,
weil sie durch ihr Be trof fen sein am meisten von den Aus wir kun gen
wissen.

So kann man die Menschen in die Freiheit entlassen und Ihnen die
Mög lich keit ge ben, ihr Glück selbst in die Hand zu nehmen und ihr
Le ben selbst zu gestalten.

So habe ich Ihr Anliegen und Ihre Forderungen verstanden.

Und so freue ich mich ihr, sehr geehrter Herr Bundespräsident, Ih-
nen im Na men des Baye ri schen Anwaltverbandes den Max-Fried-
laen der-Preis verleihen zu dürfen, für
Ihr Beispiel gebendes Eintreten für Aussöhnung zwischen den Völ-
kern,
für die Integration und
für geistig-politischen Neubeginn.


